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Verwerfung der Beschwerde des ehrenamtlichen Richters; Zur Anordnung des Selbstleseverfahrens; Berechnung der
Entschädigung als Ersatzschöffe; Erbringung aufgebrachter Zeit im Selbstleseverfahren

Redaktioneller Leitsatz

Die Heranziehung zu den gesetzlich bezeichneten Aufgaben des ehrenamtlichen Richters kann nur dann zu einem
Anspruch nach § 18 JVEG führen, wenn diesem die Möglichkeit, Einkommen in dieser Zeit zu erzielen, entgeht und sich
deshalb eine bleibende Einkommensminderung einstellt. Ein Verdienstausfall kann daher nur dann eintreten, sofern die
Heranziehung während der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit erfolgt. Er wird insoweit nicht für Stunden gewährt,
sondern allein für geldbetragsmäßig nachgewiesenen Verdienstausfall.

Tenor:

1. Die Beschwerde des ehrenamtlichen Richters gegen den Beschluss der 1. großen Strafkammer des Landgerichts
Verden vom 20.08.2025 wird verworfen.

2. Das Verfahren ist gebührenfrei. Kosten werden nicht erstattet.

Gründe

I.

Der Beschwerdeführer wird in einem seit dem 25. März 2025 andauernden und bereits auf über 50 Hauptverhandlungstage
terminierten Strafverfahren vor der 1. großen Strafkammer des Landgerichts Verden als Ersatzschöffe herangezogen.

Das Landgericht hat aufgrund seines mitgeteilten Bruttoverdienstes aus dem Jahr 2022 in Höhe von 5200 Euro einen
"Stundenlohn" von 30 Euro errechnet, auf dessen Basis die Abrechnung erfolgte.

Die Kammer ordnete das Selbstleseverfahren für den Urkundenkomplex "1 Allgemein" im Umfang von 292 Seiten für den Zeitraum
vom 29.04.2025 bis 13.05.2025 und ein weiteres Selbstleseverfahren "2 Stuhr" im Umfang von 645 Seiten vom 12.06.2025 bis
08.07.2025 an.
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Hierfür hat der Beschwerdeführer nach Abschluss beider Selbstleseverfahren mit einem Antrag vom 07.07.2025 eine
Entschädigung für Zeitversäumnis und Verdienstausfall von insgesamt 40 Stunden beantragt.

Die Kostenbeamtin des Landgerichts Verden setzte eine Entschädigung für Zeitversäumnis nach § 16 JVEG in Höhe von 147 Euro
für das Selbstleseverfahren "1 Allgemein" mit auf volle Stunden aufgerundet 21 Stunden zu 7 Euro und 140 Euro für das
Selbstleseverfahren "2 Stuhr" mit auf volle Stunden aufgerundet 20 Stunden zu 7 Euro fest und zahlte den Betrag aus. Einen
Verdienstausfall sah die Kostenbeamtin für nicht gegeben. Auf die Beschwerde des ehrenamtlichen Richters hat sie der
Beschwerde nicht abgeholfen und die Sache der Kammer vorgelegt.

Mit Schreiben vom 31.07 2025 hat die Bezirksrevisorin bei dem Landgericht Verden für die Landeskasse ausgeführt, dass die
Entschädigung des ehrenamtlichen Richters durch gerichtlichen Beschluss lediglich für die Zeitversäumnis festzusetzen sei. Zur
Begründung hat sie ausgeführt, dass der geltend gemachte Verdienstausfall in Höhe von 1.200 Euro nicht entstanden sei. Die
Tätigkeit des ehrenamtlichen Richters im Rahmen des Selbstleseverfahrens sei grundsätzlich als Heranziehung im Sinne des § 18
JVEG
zu verstehen. Anders als bei eine Schöffentätigkeit im Rahmen der Hauptverhandlung, welche zeitlich durch die Terminierung des
Gerichts vorgeben werde, unterliege die Tätigkeit aber der freien Disposition des Schöffen. Es sei bei den angeordneten
Selbstleseverfahren ausreichend Zeit vorhanden gewesen, den Inhalt außerhalb der üblichen täglichen Arbeitszeit zur Kenntnis zu
nehmen und damit einen Verdienstausfall zu vermeiden. Dies sei im Interesse des selbstständigen Schöffen und erwartbar
gewesen.

Der Beschwerdeführer trägt hierzu vor, dass die Anordnung der Selbstlesung eine Heranziehung im Sinne des § 15 JVEG darstelle
und ihm hieraus eine Entschädigung seines Verdienstausfalls zustehe. Die Annahme, die Aktenlektüre sei frei disponierbar Treffe,
nicht zu. Seine freiberufliche Tätigkeit erfordere flexible Verfügbarkeit an bestimmten Wochentagen, er habe keine festen
Arbeitszeiten, die Aktenlektüre erfolgte aufgrund gerichtlicher Anordnung und sei nicht frei disponierbar gewesen, sie erfordere
Konzentration und sei nicht beliebig in "Randzeiten" verlegbar. Es sei auch ein tatsächlicher Verdienstausfall entstanden, da
im Februar zwei von drei Verträgen gekündigt worden seien, die Verfahrensdauer eine Expansion verhindere, Projekte mit
Wochentagsbindung nicht angenommen werden können und Reputations- und Akquiseschäden eingetreten seien.

Nach Übertragung durch den Einzelrichter der 1. großen Strafkammer des Landgerichts Verden mit Beschluss vom 01.08.2025 hat
die Kammer mit dem angefochtenen Beschluss vom 20.08.2025 den Ausführungen der Bezirksrevisorin entsprochen und die
Schöffenentschädigung auf 287,00 Euro festgesetzt. Das Selbstleseverfahren als begleitende Tätigkeit der Hauptverhandlung sei
grundsätzlich zu entschädigen. Der ehrenamtlich Tätige solle das Amt jedoch aus freien Stücken im Rahmen seiner
Freizeitaktivitäten bewältigen, was diesem bei der Eingehung des Amtes auch bewusst sein müsse. Finanzielle Einbußen, die durch
die zeitliche Inanspruchnahme entstehen, seien zu entschädigen. Die Durchführung der Selbstlesung stehe jedoch allein im
Organisationsbereich des Schöffen. Ein Verdienstausfall könne nur dann entschädigt werden, wenn es dem Schöffen innerhalb der
Frist nicht möglich gewesen sei, die Unterlagen außerhalb der Arbeitszeiten zur Kenntnis zu nehmen, was in Anbetracht des
Umfangs der jeweiligen Selbstlesungen und der festgesetzten Frist nicht gegeben sei.

Hiergegen wendet sich der ehrenamtliche Richter mit der seitens der Kammer wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassenen
Beschwerde vom 18.09.2025. Er beantragt unter Aufhebung des Beschlusses des Landgerichts Verden vom 20.08.2025 für die
Selbstleseverfahren "1 Allgemein" und "2 Stuhr" einen Verdienstausfall in Höhe von 1.200 Euro (jeweils 20 Std. zu 30 Euro= 600
Euro *2) festzusetzen. Der Beschwerdeführer ist weiterhin der Auffassung, dass das Landgericht den Begriff der Heranziehung
nach § 15 JVEG verkennt und das Selbstleseverfahren hiervon umfasst sei und nicht frei disponibel sei.

Das Landgericht hat der Beschwerde mit Beschluss vom 24.09 2025 nicht abgeholfen.

II.

Die Beschwerde ist gemäß § 4 Abs. 3 JVEG statthaft. Sie ist auch zulässig, insbesondere überschreitet der Wert des
Beschwerdegenstandes 200 Euro (§ 4 Abs. 3 S. 1 JVEG). Im Ergebnis ist sie unbegründet.

1. Dem Beschwerdeführer steht folgende Entschädigung für die Heranziehung als Ersatzschöffe zu:

1. Entschädigung für Zeitversäumnis, § 16
JVEG Dem Beschwerdeführer wurde
entsprechend einer dem Erstattungsantrag
beigefügten Aufstellung für 41 Stunden als
Schöffe im Selbstleseverfahren herangezogen.
Gemäß § 16 JVEG beträgt die - in jedem Fall zu
gewährende - Entschädigung für Zeitversäumnis
sieben Euro je Stunde.

287,00 Euro

2. Der Beschwerdeführer geht zunächst fehl in der Annahme, das Landgericht Verden sei bisher der Auffassung gewesen, dass
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das Selbstleseverfahren grundsätzlich nicht entschädigungsfähig sei. Im Gegenteil ist die Kammer zurecht davon ausgegangen,
dass es sich bei der Durchführung des Selbstleseverfahrens nach § 249 Abs. 2 Satz 1 StPO um eine Heranziehung des
ehrenamtlichen Richters im Sinne des § 16 JVEG handelt und hat eine entsprechende Entschädigung für die Zeitversäumnis
festgesetzt.

Ehrenamtliche Richter sind auf Basis des Vierten Abschnittes des JVEG (§§ 15 ff. JVEG) für ihre Heranziehung zu entschädigen.
Hierzu zählt jede zeitliche Inanspruchnahme der Person, was in jedem Fall für die zeitliche Inanspruchnahme für die öffentliche
Hauptverhandlung gilt, aber auch begleitende Tätigkeiten, wie das das Aktenstudium im Selbstleseverfahren (BeckOK GVG/Goers,
28. Ed. 15.8.2025, GVG § 55 Rn. 6; Börner ZStW 2010, 157 (183); Gittermann in: Löwe-Rosenberg, StPO, 27. Auflage, § 55 GVG,
Rn. 1). Vor dem Hintergrund, dass der ehrenamtliche Richter wie die Berufsrichter nach § 249 Abs. 2 Satz 1 StPO im
Selbstleseverfahren verpflichtet ist, vom Wortlaut der Urkunden Kenntnis zu nehmen, können keine Zweifel daran bestehen, dass
es sich bei der Anordnung des Selbstleseverfahrens mit der Pflicht zur Selbstlesung um eine Heranziehung seitens des Gerichts
handelt. Durch die Möglichkeit der Vereinfachung des Beweisverfahrens soll lediglich die Dauer der Hauptverhandlung verkürzt
werden, für den ehrenamtlichen Richter verlagert sich in der Folge die Beweisaufnahme aus dem Gerichtssaal in sein privates
Umfeld. Da er zur Selbstlesung verpflichtet ist, steht diese einer Heranziehung für die Beweisaufnahme in einem
Hauptverhandlungstermin gleich.

3. Zu Recht hat das Landgericht aber keine Verdienstausfallentschädigung festgesetzt. Einem ehrenamtlichen Richter ist eine
Verdienstausfallentschädigung gemäß § 18 JVEG grundsätzlich nur zu gewähren, wenn sich sein Arbeitseinkommen durch die
Heranziehung zum Richteramt tatsächlich mindert.

a) Gemäß § 18 JVEG haben ehrenamtliche Richter - neben der Entschädigung für Zeitversäumnis nach § 16 JVEG - einen
Entschädigungsanspruch für Verdienstausfall. Der Begriff des Verdienstausfalls wird dabei vom Gesetz nicht näher definiert. Es gilt
aber nichts anderes, als was im Verhältnis zwischen § 20 und § 22 JVEG bei der Entschädigung von Zeugen zu beachten ist, sieht
man davon ab, dass im ersteren Fall die Entschädigungsregelungen kumulativ, im letzteren Fall aber alternativ sind. Eine
wortlautorientierte Auslegung dieser Vorschrift ergibt, dass dem Schöffen aufgrund der Heranziehung zum Richteramt jedenfalls
Teile seines Verdienstes ausgefallen sein müssen, es mithin zu einer Reduzierung von Arbeitseinkommen gekommen sein muss.
Dieses Verständnis entspricht auch dem gesetzgeberischen Willen. Die Gesetzesbegründung zu § 18 JVEG verweist auf die
inhaltsgleiche frühere Regelung in § 2 des Gesetzes über die Entschädigung der ehrenamtlichen Richter (BT-Drs.
15/1971, S. 185). Den Gesetzmaterialien zu dieser Vorschrift ist zu entnehmen, dass der ehrenamtliche Richter nur für einen
tatsächlich erlittenen und nachgewiesenen Verdienstausfall zu entschädigen sein soll. Mit dem 1957 verabschiedeten Gesetz über
die Entschädigung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerichten, mit dem der Anspruch von Verdienstausfall erstmals durch
förmliches Gesetz geregelt wurde, hat der Gesetzgeber gerade für die Fälle, in denen ein ehrenamtlicher Richter keinen konkreten
Verdienstausfall "nachweisen" kann, die vorher im Entschädigungsrecht der ehrenamtlichen Richter unbekannte Entschädigung für
Zeitversäumnis eingeführt (vgl. BT-Drs. II/3099, S. 9). Der Gesetzgeber ging hierbei - wie in weiteren, zeitgleich verabschiedeten
Gesetzen zur Regelung von Verdienstausfall anderer an Gerichtsverfahren Beteiligter - wie selbstverständlich davon aus, dass ein
Verdienstausfall nur dann zu entschädigen ist, wenn dieser tatsächlich erlitten worden ist (ausdrücklich so für die Entschädigung
von Zeugen im zeitgleich verkündeten Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen BT-Drs. II/2545). Es
besteht kein Anlass zu einer anderen Auslegung der Vorschrift. Denn die Entschädigungsregelungen des JVEG stellen keinen
Schadensersatz dar. Verdienstausfall und Zeitversäumnis sind daher nicht normativ, sondern jeweils rein tatsächlich zu bewerten
(vgl.

LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 21. März 2014, L 1 Sv 1/12B; LAG Baden-Württemberg, Beschluss vom 7. März 2005 - 3 Ta
31/05). Letztlich stellt die Ausübung des Schöffenamtes ein Ehrenamt da, was regelmäßig auf Kosten der Freizeit geht. Die damit
verbundenen (Zeit-)Einbußen werden durch die Entschädigung für Zeitversäumnis gemäß § 16 abgegolten. Für einen
Arbeitnehmer besteht für die Fälle, in denen das Ehrenamt mit der gegenüber einem Arbeitgeber oder Dienstherrn bestehenden
zeitlich gebundenen Dienstpflicht kollidiert, ein Entschädigungsanspruch für tatsächlich erlittenen Verdienstausfall nach § 18 JVEG
(Senat, Beschl. v. 10.02.2022, 2 Ws 20/22).
Die Heranziehung zu den gesetzlich bezeichneten Aufgaben des ehrenamtlichen Richters kann nur dann zu einem Anspruch nach
§ 18 JVEG führen, wenn diesem die Möglichkeit, Einkommen in dieser Zeit zu erzielen, entgeht und sich deshalb eine bleibende
Einkommensminderung einstellt. (

LSG Sachsen-Anhalt Beschl. v. 21.3.2014 - L 1 SV 1/12 B, BeckRS 2014, 68100; BeckOK KostR/Bleutge, 50. Ed. 1.9.2025, JVEG
§ 18 Rn. 4). Ein Verdienstausfall kann daher nur dann eintreten, sofern die Heranziehung während der regelmäßigen täglichen
Arbeitszeit erfolgt (NK-GK/Stefanie Simon/Ralf Pannen, 3. Aufl. 2021, JVEG § 18 Rn. 2, beck-online). Er wird insoweit nicht für
Stunden gewährt, sondern allein für geldbetragsmäßig nachgewiesenen Verdienstausfall (LSG Sachsen BeckRS 2011, 69126;
BeckOK KostR/Bleutge, 50. Ed. 1.9.2025, JVEG § 18 Rn. 6). Es ist in der Rechtsprechung anerkannt, dass, soweit der Berechtigte
in seiner dienst- oder arbeitsfreien Zeit herangezogen wird oder die Arbeitszeit flexibel gestalten kann und grundsätzlich die
Möglichkeit hat, die Arbeit vorzuziehen oder nachzuarbeiten, ihm kein Verdienstausfall entsteht (vgl. BAG, Urteil v. 22.01.2009 - 6
AZR 78/08; LSG Bayern Endurteil v. 29.11.2016 - L 15 RF 34/16, BeckRS 2016, 74697; Dörndorfer/Schmidt/Zimmermann/
Schmidt, 6. Aufl. 2025, JVEG § 22 Rn. 4; OVG Magdeburg Beschl. v. 10.3.2022 - 8 K 2/20, BeckRS 2022, 7550, so auch
Landesarbeitsgericht BadenWürttemberg, Beschluss vom 07. März 2005 - 3 Ta 31/05 - juris; OLG Dresden, Beschluss
v. 21.03.2016 - 2 Ws 121/16, Beck Rs 2016, 115454).
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Soweit dies vereinzelt für Fälle kritisiert worden ist, in denen der ehrenamtliche Richter bei seinem Arbeitgeber an einem flexiblen
Arbeitszeitmodell teilnimmt und - ähnlich wie hier - vom Arbeitgeber gehalten wird, die durch das Richteramt versäumten
Arbeitsstunden vor- oder nachzuarbeiten (vgl. etwa Wolmerath, Anm. zu LArbG Stuttgart

v. 7. März 2005 - 3Ta 31/05, juris-PR-ArbR 2/2006 Anm. 3; Natter, AuR. 8/2006, Seite 264), greift die Kritik nicht durch. Denn
selbst wenn der Arbeitnehmer - zur Erhaltung seines vollen Arbeitsentgeltanspruchs - nicht völlig aus freien Stücken zu früheren
oder späteren Zeiten Anteile seiner Freizeit aufbringt, um die für das Ehrenamt eingesetzte Zeit zu kompensieren, ist er durch das
flexible Arbeitszeitmodell im Vergleich zu anderen Arbeitnehmern bereits insofern begünstigt, als dass ihm diese Möglichkeit
überhaupt offensteht. Arbeitet er vor oder nach, erhält er sein volles Arbeitsentgelt. Würde in diesen Fällen auch die Zeit der Vor-
oder Nacharbeit gemäß § 18 JVEG entschädigt, stünde der schon von der flexiblen Arbeitszeit begünstigte ehrenamtliche Richter
ungleich besser als ein solcher, dessen Arbeitgeber ein flexibles Zeitmodell nicht anbietet und der dem Ehrenamt während
normaler, nicht kompensierbarer Arbeitszeit nachgeht. Denn diesem bliebe nur die Verdienstausfallentschädigung, während ihm die
Möglichkeit des Erreichens eines vollen Entgeltanspruchs nicht offensteht (Senat, a.a.O.).
b) Unter Berücksichtigung dieser Maßstäbe konnte dem ehrenamtlichen Richter vorliegend eine Verdienstausfallentschädigung
nicht gezahlt werden.

Für einen selbstständig Berufstätigen kann kein anderer Maßstab angelegt werden als für einen Arbeitnehmer, dem in Ausübung
seiner Tätigkeit im Rahmen seiner Freizeit ein Verdienstausfall nicht zusteht. Muss sich der als ehrenamtlicher Richter tätige
Arbeitnehmer bereits bemühen, Einfluss auf die zeitliche Lage seiner Heranziehung zu nehmen und diese möglichst außerhalb
seiner Arbeitszeit stattfinden zu lassen, oder die Arbeitszeit zu verlegen (BAG, a.a.O.), hat Gleiches für den selbstständig tätigen
ehrenamtlichen Richter zu gelten. Steht die Heranziehung des ehrenamtlichen Richters im Wesentlichen zu seiner eigenen
zeitlichen Disposition, kann sich dieser nicht auf einen Verdienstausfall berufen, wenn er die Wahrnehmung der Tätigkeit aus freier
Entscheidung in seine Arbeitszeit verlegt. Eine Heranziehung, der sich der Schöffe durch seine ehrenamtliche Pflicht nicht
entziehen kann, liegt für den Fall der Selbstlesung nicht per se vor, wenn der Schöffe nicht nachweisen kann, dass er durch die
Heranziehung seiner Arbeitszeit verlustig gegangen ist.

Gerade vor dem Hintergrund, dass der Beschwerdeführer bereits frühzeitig angezeigt hat, in der Ausübung seiner freiberuflichen
Tätigkeit durch die Wahrnehmung der Hauptverhandlungstermine stark beeinträchtigt zu sein, kann die Behauptung, dass die
Selbstlesung innerhalb der üblichen Arbeitszeiten vollzogen wurde, nicht zu einem anderen Ergebnis führen. Es liegt ausschließlich
in der Sphäre des Beschwerdeführers und in seiner Entscheidung, dass eine Vermögenseinbuße schon nicht entsteht und er "nur"
seine Freizeit für die Tätigkeit, hier die Selbstlesung, einsetzt. Anders als der Beschwerdeführer meint, kann der Umstand, dass es
dem selbstständig Tätigen grundsätzlich möglich ist, zu jeder Zeit zu arbeiten, nicht dazu führen, dass jegliche Stunde, die für das
Verfahren aufgewendet wird, als Verdienstausfall verstanden werden muss. Dies würde dem Entschädigungssystem, dass für die
Zeitversäumnis eine Entschädigung und daneben für tatsächlich entstandenen Verdienstausfall eine weitere Entschädigung zu
zahlen ist, widersprechen.

Die für das Ehrenamt aufgebrachte Zeit im Selbstleseverfahren hatte der Beschwerdeführer - unter Beibehaltung seiner vollen
Arbeitszeit- zu anderer Zeit zu erbringen. Damit stand er - wie es dem gesetzgeberischen Leitbild entspricht - einem ehrenamtlichen
Richter gleich, der sein Ehrenamt ausschließlich während seiner Freizeit erbringt. Durch die konkrete Heranziehung der frei
disponiblen Selbstlesung ohne Bindung an eine Tätigkeit des Schöffen in Form der Teilnahme an der Gerichtsverhandlung zu
üblichen Arbeitszeiten entstand ihm kein Verdienstausfall, sondern lediglich ein Verlust an Freizeit, so dass eine
Verdienstausfallentschädigung ausscheidet. Anders als bei der Heranziehung zur öffentlichen Hauptverhandlung ist der
ehrenamtliche Richter im Selbstleseverfahren nicht der zeitlichen Terminierung durch das Gericht unterworfen, wodurch eine den
Verdienstausfall begründende Kollision mit der Arbeitszeit des Beschwerdeführers ausscheidet.

Der Beschwerdeführer hat im Übrigen auch nicht dargelegt, dass es ihm nicht möglich gewesen sei, die Selbstlesung in seiner
Freizeit durchzuführen. Anhaltspunkte dafür, dass dies in Anbetracht des Umfangs des Selbstleseverfahrens nicht möglich
gewesen wäre, ergeben sich nicht. Der Senat schließt sich der Einschätzung der Kammer an, dass für die beiden Selbstlesungen
ein Umfang und eine Fristsetzung festgelegt wurde, die eine Kenntnisnahme außerhalb der Arbeitszeit grundsätzlich möglich
machten. Ohne dass es auf eine konkrete Berechnung einer dem Beschwerdeführer zuzumutenden Lesedauer ankäme, sieht der
Senat die von dem Beschwerdeführer für das Selbstleseverfahren "1 Allgemein" angebrachten und aufgerundeten 21 Stunden in
dem Zeitraum vom 29.04.2025 bis 13.05.2025, mithin innerhalb von zwei Wochen, als eine gerichtliche Heranziehung, die zeitlich
außerhalb der üblichen Arbeitszeiten, ggfls. auch am Wochenende, im Ehrenamt zumutbar geleistet werden konnte. Gleiches gilt
für die weitere Selbstlesung "2 Stuhr", für welche der Beschwerdeführer nach eigenen Angaben sogar weniger Zeit in einem noch
breiteren Zeitraum von ca. 3 1/2 Wochen, nämlich 20 Stunden, aufgewendet hat.

III.

Die Kosten- und Auslagenentscheidung folgt aus § 4 Abs. 8 JVEG.

Gegen diese Entscheidung ist kein Rechtsmittel gegeben, § 4 Abs. 4 S. 3 JVEG.
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Hinweis:

Hinweis: Das Dokument wurde redaktionell aufgearbeitet und unterliegt in dieser Form einem besonderen urheberrechtlichen
Schutz. Eine Nutzung über die Vertragsbedingungen der Nutzungsvereinbarung hinaus - insbesondere eine gewerbliche
Weiterverarbeitung außerhalb der Grenzen der Vertragsbedingungen - ist nicht gestattet.
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